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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Bestimmung von 
gemeinsamen Normen für den Wassergehalt in Schlachtkörpern von Hühnern 

— Drucksache 7/1707 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hammans 


Der Verordnungsvorschlag der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften wurde vom Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages gemäß dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 am 21. Februar 
1974 dem Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit federführend sowie dem Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend 
überwiesen. 

Mit der vorgeschlagenen Verordnung (EWG) ist 
beabsichtigt, bis zum Erlaß einer umfassenderen 
Gemeinschaftsregelung über Vermarktungsnormen 
für Geflügelfleischerzeugnisse schon jetzt gemein- 
same Normen für den Höchstwassergehalt in 
Schlachtkörpern von Hühnern der ersten Güteklasse, 
gefroren oder tiefgefroren, festzusetzen sowie eine 
Methode für die Bestimmung des Wassergehaltes zu 
erlassen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten befaßte sich mit der Vorlage am 20. März 
1974. In seiner Stellungnahme empfiehlt der mitbe- 
ratende Ausschuß, von dem Verordnungsvorschlag 
Kenntnis zu nehmen, die Bundesregierung jedoch zu 
ersuchen, ihm in der vorliegenden Fassung nicht 
zuzustimmen. Der mitberatende Ausschuß empfiehlt 
außerdem, die Bundesregierung möge bei den wei- 


teren Verhandlungen in Brüssel darauf hinwirken, 
daß als Vorabregelung lediglich eine Regelung ein- 
geführt wird, die die Schlachtbetriebe verpflichtet, 
die Wasser aufnahme während des Schlachtvorganges 
zu überwachen und auf ein Mindestmaß zu begren- 
zen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
behandelte den Verordnungsvorschlag der Kommis- 
sion in seiner Sitzung am 24. April 1974. Im Ver- 
laufe seiner Beratung erörterte der Ausschuß sowohl 
Fragen des Gesundheits- als auch des Verbraucher- 
schutzes. 

Die mit dem Kommissionsvorschlag beabsichtigte 
einseitige Regelung, eine Beschränkung des Wasser- 
gehaltes lediglich für gefrorenes oder tiefgefrorenes 
Geflügel der Güteklasse I vorzusehen, erscheint dem 
Ausschuß vor allem aus gesundheitlichen Gründen 
nicht vertretbar. Der Ausschuß ist vielmehr der Auf- 
fassung, daß im Rahmen der nach Artikel 2 Abs. 2 
der Verordnung Nr. 123/67/EWG noch zu erlassen- 
den Vermarktungsnormen für Geflügelfleisch sicher- 
gestellt werden sollte, daß die Wasser aufnahme 
während des Schlachtvorganges und der Aufberei- 
tung des Tierkörpers auf ein Mindestmaß zu be- 
grenzen ist. Dabei spielt für den Ausschuß eine wich- 
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tige Rolle, daß die Wasser aufnahme während des 
Sdilachtvorganges von der Art und der Durchführung 
des Aufbereitungsverfahrens abhängt und bis zu 
20 V. H. oder mehr betragen kann. Das so aufge- 
nommene Wasser weist durch die unvermeidbare 
Verschmutzung zudem hygienisch bedenkliche Eigen- 
genschaften auf. Diese Wasseraufnahme wiederum 
— das gilt auch für hygienisch einwandfreies Was- 
ser — vermindert die Haltbarkeit frischen Geflügel- 
fleisches. Es verliert an Festigkeit und begünstigt 
durch seinen hohen Wassergehalt den Befall durch 
Verderbnis- sowie Krankheitserreger (Salmonellen). 
Der Ausschuß verweist in diesem Zusammenhang 
auf die Bestimmungen des Geflügelfleischhygiene- 
gesetzes, die das Inverkehrbringen von frischem 
Geflügelfleisch verbieten, wenn Behandlungsverfah- 
ren angewendet worden sind, durch die Flüssigkeit 1 
in das Geflügelfleisch gelangt, die technisch vermeid- 
bar ist. 

Bedenklich erscheint dem Ausschuß weiterhin, daß 
der Wassergehalt von frischem Geflügelfleisch für 
den Verbraucher nicht erkennbar ist. Da jedodi 
frisches Geflügelfleisch, das Fremdwasser enthält, 
weniger wertvoll ist, wird der Verbraucher beim 
Kauf dieses vermehrt wasserhaltigen Fleisches ge- 
täuscht, und zwar auch dann, wenn es ihm zu einem 
günstigeren Preis angeboten wird. Eine Begrenzung 
der Wasseraufnahme bei frischem Geflügelfleisch 
scheint somit nicht nur aus gesundheitlichen Grün- 
den erforderlich, sondern auch aus Gründen des 
Schutzes des Verbrauchers vor Täuschung. 


Der Ausschuß hält im übrigen die vorgeschlagene 
Methode zur Bestimmung des Wassergehaltes für 
verbesserungsbedürftig. Sie sollte vor allem auch 
für Frischgeflügel zu praktizieren sein. Zu bedenken 
ist weiterhin, daß bei dem vorgesehenen Unter- 
suchungsverfahren etwa 3 bis 5 v. H. des aufge- 
nommenen Fremdwassers nicht entdeckt werden. 
Eine Begrenzung des Wassergehaltes bis zu 8 Hun- 
dertteilen vom Nettogewicht, die an sich schon als 
zu hoch angesehen wird, würde somit praktisch zu 
einer Tolerierung von 13 v. H. Fremdwasser bei 
Geflügelfleisch der ersten Güteklasse führen. Bei 
einer Rückstufung wäre der Fremdwassergehalt un- 
begrenzt. 

Nach übereinstimmender Meinung der Mitglieder 
des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesund- 
heit greift der Verordnungs Vorschlag der Kommis- 
sion im Gegensatz zur Darstellung in den Erwä- 
gungsgründen den Gemeinschaftbestimmungen zur 
Harmonisierung des Lebensmittelrechts und zum 
Schutze der Gesundheit von Menschen vor. 

Der Ausschuß bittet daher die Bundesregierung, 
bei den weiteren Beratungen im Rahmen der EWG 
darauf hinzuwirken, daß der Verordnungsvorschlag 
zurückgezogen wird. Die Materie sollte nach wei- 
terer eingehender Prüfung und Erarbeitung zuver- 
lässiger Bestimmungsmethoden im Rahmen der be- 
reits bestehenden Richtlinie des Rates vom 15. Fe- 
bruar 1971 zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch 
geregelt werden. 


Bonn, den 24. April 1974 


Dr. Hammans 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Verordnungsvorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften — Drucksache 7/1707 — Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, dem Verordnungs vor schlag aus gesundheit- 
lichen Gründen und aus Gründen des Verb rau eher Schutzes in der vorliegenden 
Fassung nicht zuzustimmen. 


Bonn, den 24. April 1974 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Dr. Hammans 

Vorsitzender Berichterstatter 
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